
rechtsliteratur und der Bonner Regierungspraxis’" noch 
bestritten wird, ein allgemein anerkanntes Prinzip des 
gegenwärtigen Völkerrechts. Es war einmal ein poli­
tisches Prinzip, z. B. im 18. und 19. Jahrhundert als sog. 
Nationalitätenprinzip, und hat sich in unserem Jahr­
hundert seit 1917 zum völkerrechtlichen Prinzip ver­
dichtet. Selbstbestimmung in völkerrechtlicher Sicht 
..bedeutet das Recht jedes Volkes oder jeder Nation auf 
Lostrennung und Bildung eines selbständigen Staates, 
auf territoriale Integrität, das Recht, seinen Willen frei 
zum Ausdruck zu bringen und über die eigenen natür­
lichen Reserven zu verfügen, die staatliche und gesell­
schaftliche Ordnung zu bestimmen und alle inneren 
Fragen nach eigenem Ermessen, ohne Einmischung an­
derer Staaten, unter Nutzung aller für die Nation oder 
das Volk zugänglichen Mittel zu entscheiden" (S. 141). 
Mit dieser Definition werden alle wesentlichen Seiten 
des Begriffs des Selbstbestimmungsrechts erfaßt.
Der Kampf um die Durchsetzung des Selbstbestim­
mungsrechts wird in seinen wichtigsten Etappen seit 
1917 skizziert. Hier seien, ohne Anspruch auf Vollstän­
digkeit zu erheben, folgende Akte genannt: Dekret über 
den Frieden; Deklaration der Rechte der Völker Ruß­
lands; Deklaration der Rechte des werktätigen und aus- 
gebeuteten Volkes; Anerkennung der Unabhängigkeit 
Finnlands, Polens und der baltischen Staaten; Aufhe­
bung der vom zaristischen Rußland geschlossenen un­
gleichen Verträge mit einer Reihe asiatischer Staaten; 
die Atlantik-Charta 1941; die UNO-Charta 1945 
(S. 145).
Durch die Eingliederung des Selbstbestimmungsrechts 
in das Lehrbuch-Kapitel über den Zerfall des imperia­
listischen Kolonialsystems wird die Bedeutung dieses 
Rechts für den nationalen Befreiungskampf der Völker 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas hervorgehoben. 
Neben den friedlichen Mitteln zur Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts erkennt das Völkerrecht den 
unterdrückten Völkern auch das Recht auf den bewaff­
neten Kampf zu (S. 145).
Das Recht auf Selbstbestimmung haben nicht nur die 
kolonial unterdrückten Völker, sondern ..ausnahmslos 
alle Völker und Nationen, unabhängig vom Grad ihrer 
wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Entwick­
lung“ (S. 141). Auch die hochindustriell entwickelten 
Völker besitzen somit das Recht auf Selbsbestimmung 
und verwirklichen es, wenn sie den historisch-gesetz­
mäßigen Weg zum Sozialismus einschlagen. A r z i n -  
g e r hat nachgewiesen, daß auch dem Staatsvolk der 
DDR das Selbstbestimmungsrecht zusteht; die Durch­
führung der Potsdamer Beschlüsse und der Aufbau 
einer sozialistischen Ordnung waren völkerrechts­
gemäße Ausübung des Selbstbestimmungsrechts1". Die 
Bonner Alleinvertretungsanmaßung ist daher auch 
unter diesem Aspekt völkerrechtswidrig.
Daß die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts 
in der DDR und damit der Vollzug eines in der Ge­
schichte unserer Nation liegenden Auftrages — Über­
windung des Imperialismus durch den Sozialismus — 
keine Spaltung der deutschen Nation bedeutet, ergibt 
sich auch aus der neuen Verfassung der DDR. Sie stellt 
in Art. 8 Abs. 2 der imperialistischen, antinationalen 
Politik der westdeutschen Bundesrepublik ein kon­
struktives nationales Programm entgegen:

„Die Herstellung und Pflege normaler Beziehungen 
und die Zusammenarbeit der beiden deutschen Staa­
ten auf der Grundlage der Gleichberechtigung sind 
nationales Anliegen der Deutschen Demokratischen

16 Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 4/1, 
S. 167: „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker beruht nach 
Ansicht der Bundesregierung nicht auf einer allgemeinen 
Regel des Völkerrechts.“

Republik. Die Deutsche Demokratische Republik und 
ihre Bürger erstreben darüber hinaus die Überwin­
dung der vom Imperialismus der deutschen Nation 
aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, die schritt­
weise Annäherung der beiden deutschen Staaten bis 
zu ihrer Vereinigung auf der Grundlage der Demo­
kratie und des Sozialismus.“

Schutz der Menschenrechte
Die UNO hat mit ihrer Resolution A/1961 (XVIII) vom
12. Dezember 1963 das Jahr 1968 zum Internationalen 
Jahr der Menschenrechte erklärt. Angesichts des bar­
barischen USA-Krieges gegen das vietnamesische Volk, 
der verschärften Apartheid-Politik im Süden Afrikas 
und des organisierten Wiedererstehens des Nazismus in 
Westdeutschland kommt dem Jahr der Menschenrechte 
erhöhte Bedeutung bei. Es gilt, den Völkern den Wert 
der Menschenrechte und des Selbstbestimmungsrechts 
für die Erhaltung des Friedens erneut ins Bewußtsein 
zu rücken.
Die UNO-Vollversammlung hat in ihrer einstimmig an­
genommenen Resolution A/2331 (XXII) vom 16. Dezem­
ber 1967 „entschieden jede Ideologie, einschließlich des 
Nazismus, die auf rassischer Unduldsamkeit und Terror 
beruht, als eine schwere Verletzung der Menschen­
rechte und grundlegenden Freiheiten und der Ziele und 
Grundsätze der UNO-Charta verurteilt ... (und) alle 
Staaten aufgefordert, sofortige und wirkungsvolle Maß­
nahmen gegen jegliche Äußerungen des Nazismus und 
der rassischen Unduldsamkeit zu ergreifen“. Mit der 
Resolution A/2338 (XXII) vom gleichen Tage hat sie 
den Grundsatz der Nichtverjährung von Kriegs- und 
Nazi verbrechen bestätigt. Der Neonazismus in Gestalt 
der NP ist daher — wie bereits oben betont wurde — 
keine innere Angelegenheit Westdeutschlands, sondern 
eine Sache, die alle Völker angeht.
Die DDR hat in ihrer Rechtsordnung und Recht­
sprechung stets den untrennbaren Zusammenhang 
zwischen der Achtung der Menschenrechte, dem Selbst­
bestimmungsrecht und der Wahrung des Friedens be­
achtet. Alle Verstöße dagegen sind unter Strafe ge­
stellt. Unsere neue, sozialistische Verfassung, die auf 
der Achtung der Menschenrechte beruht und das 
höchste Menschenrecht, den Fi-ieden, zur Sache der 
ganzen Gesellschaft macht, ist ein guter Beitrag der 
DDR zum Internationalen Jahr der Menschenrechte“'. 
Das vorliegende Lehrbuch gibt eine kurze Übersicht 
über die Entwicklung der Menschenrechte und ihren 
Schutz durch das Völkerrecht im Rahmen der UNO. Es 
wird der progressive Charakter der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 
gewürdigt und auf ihre Mängel, z. B. das Fehlen von 
Garantien zu ihrer Gewährleistung, hingewiesen 
(S. 155). Das rassistische Apartheid-System in Süd­
afrika wird als Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
verurteilt (S. 135). Ferner werden behandelt: die Aus­
arbeitung der Konventionen über die Menschenrechte, 
die 1966 ferti.gestellt wurden, die Konventionen über 
die Rechte der Frauen von 1951 und 1952, der völker­
rechtliche Schutz der Minderheiten, der Völkermord 
und die Bekämpfung der Sklaverei und des Sklaven­
handels. Daß die Bekämpfung der Sklaverei und des 
Sklavenhandels immer noch nötig ist, mag manchen 
überraschen, aber nach Schätzungen der UNO leben 
noch etwa zwei Millionen Menschen in einigen Ländern 
des Nahen und Mittleren Ostens sowie Afrikas als 
Sklaven.

*

Ein Lehrbuch muß versuchen, den Stoff breit zu be­
handeln und dabei theoretische Tiefe erkennen zu las-

18 Vgl. Neujahrbotschaft des Vorsitzenden des Staatsrates, 
Walter Ulbricht. Neues Deutschland vom 1. Januar 1968. S. 1.

426

17 vgl. Arzinger, Das Selbstbestimmungsrecht im allgemeinen 
Völkerrecht der Gegenwart, Berlin 1966, S. 331, 365.


